
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stellungnahme 

zum Entwurf einer IDW-Stellungnahme zur Rechnungslegung: 

Handelsrechtliche Bilanzierung von Altersversorgungsver-

pflichtungen (IDW ERS HFA 30) 
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Durch das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz wurden auch die Vorschrif-
ten zum Ansatz und zur Bewertung von Altersversorgungsverpflichtungen 
im Handelsrecht in erheblichem Umfang verändert. Mit dem Übergang auf 
die neuen Regelungen werden bilanzierende Unternehmen vor eine Viel-
zahl von Bilanzierungsfragen gestellt. 
 
Wir begrüßen die vom IDW formulierte Stellungnahme, die für die Unter-
nehmen eine wertvolle Hilfe bei der bevorstehenden Bewältigung des Sys-
temwechsels darstellt. Insbesondere die pragmatische Sichtweise des IDW 
bei der Interpretation und Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben ist hervor-
zuheben. 
 
Auf der anderen Seite enthält der Entwurf jedoch zum Teil Interpretationen 
und Festlegungen, die u. E. noch der Klarstellung bzw. einer erweiterten 
Auslegung bedürfen. Aus unserer Sicht besteht daher insbesondere Korrek-
turbedarf bei folgenden Punkten: 
 

� Rückkaufsrecht bei Rückdeckungsversicherungen (Anmerkung zu 
Tz. 24 des Entwurfs) 

� Bestimmung des Zeitwerts von Rückdeckungsversicherungen (An-
merkung zu Tz. 69 des Entwurfs) 

� Bewertungseinheiten (Anmerkung zu Tz. 77 des Entwurfs) 



 

 
Seite 2 / 4 

 

 
Im Einzelnen: 
 
Rückkaufsrecht bei Rückdeckungsversicherungen (Tz. 24 des Ent-

wurfs) 

 
Nach dem Gesetzeswortlaut des § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB gelten solche 
Vermögensgegenstände als Deckungsvermögen, die dem Zugriff aller 
übrigen Gläubiger entzogen sind und ausschließlich der Erfüllung von 
Schulden aus Altersversorgungsverpflichtungen oder vergleichbaren lang-
fristig fälligen Verbindlichkeiten dienen. Somit ist sowohl die Zweckexklu-
sivität als auch die Insolvenzsicherheit Grundvoraussetzung für die Aner-
kennung als Deckungsvermögen. Der Entwurf stellt klar, dass nicht nur 
Aussonderungsrechte, sondern auch Absonderungsrechte als insolvenz-
sicher i. S. d. § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB angesehen werden, wenn damit 
ein dem Aussonderungsrecht wirtschaftlich vergleichbarer Schutz des 
Versorgungsberechtigten einhergeht.  
 
In Tz. 24 des Entwurfs wird hierzu als Beispiel die Verpfändung von Wert-
papierdepots und Rückdeckungsversicherungsansprüchen ohne Rück-
kaufsrecht genannt. Dass das Instrument der Verpfändung die Vorausset-
zung der Insolvenzsicherheit erfüllt, ging bereits aus der Beschlussemp-
fehlung des Rechtsausschusses des Bundestages hervor. In Bezug auf 
die Rückdeckungsversicherungen verlangt der Entwurf durch einen ent-
sprechenden Klammerzusatz jedoch neben der Verpfändung auch den 
Ausschluss des Rückkaufsrechts, was einer zusätzlichen Anerkennungs-
voraussetzung gleichkommt. Somit werden für Rückdeckungsversiche-
rungen strengere Vorgaben für die Anerkennung als Deckungsvermögen 
gefordert, als beispielsweise für verpfändete Wertpapiere. Eine solche 
zusätzliche Forderung lässt sich aus dem Gesetz nicht begründen und 
wird als nicht sachgerecht erachtet, denn die Wirkung eines Pfandrechts 
an einem Wertpapier unterscheidet sich nicht vom dem an einem Rückde-
ckungsanspruch. Auch im Zusammenhang mit dem Flexi II-Gesetz wur-
den die Verpfändungsmodelle der Lebensversicherer als Insolvenzsiche-
rung anerkannt. 
 
Darüber hinaus ist es in der Versicherungspraxis üblich, die Verträge mit 
einem Rückkaufsrecht auszustatten, dessen Ausübung ohnehin von der 
Zustimmung des Pfandgläubigers abhängt. Die Streichung des Rück-
kaufsrechts trägt somit nicht zu einer verbesserten Insolvenzsicherheit 
bei. Eine dem Entwurf folgende Regelung hätte jedoch zur Folge, dass ein 
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Großteil der bestehenden verpfändeten Rückdeckungsversicherungen 
aufgrund der Rückkaufsfähigkeit nicht als Deckungsvermögen anerkannt 
würde.  
 
Um die pfandrechtliche Gleichbehandlung der verschiedenen Alternativen 
zu gewährleisten, sollte der Klammerzusatz „ohne Rückkaufsrecht“ ersatz-
los gestrichen werden. 
 
 
Bestimmung des Zeitwerts von Rückdeckungsversicherungen  

(Tz. 69 des Entwurfs) 

 
Der Entwurf widmet sich unter Punkt 4.6 auch der Bewertung von De-
ckungsvermögen. In Tz. 69 wird festgelegt, dass der beizulegende Zeit-
wert des Rückdeckungsanspruchs aus dem sogenannten geschäftsplan-
mäßigen Deckungskapital des Versicherungsunternehmens zuzüglich 
eines etwa vorhandenen Guthabens aus Beitragsrückerstattungen (soge-
nannten Überschussbeteiligungen) besteht. Der Klammerzusatz ist jedoch 
ungenau und bedarf der weiteren Klarstellung. 
 
Als Zeitwert einer Rückdeckungsversicherung werden die Deckungsrück-
stellung zuzüglich der Bonusdeckungsrückstellung und des Ansamm-
lungsguthabens verstanden. Dies entspricht der bisherigen Bilanzierungs-
praxis. Aus bilanzrechtlicher Sicht steht die Zurechnung von Bewertungs-
reserven und Schlussüberschussanteilen unter einer aufschiebenden Be-
dingung. Nur wenn zum Bilanzstichtag mit Rückkauf/Kündigung oder Ab-
lauf des Vertrages im nächsten Geschäftsjahr zu rechnen ist, bestimmt 
sich der Zeitwert der Rückdeckungsversicherung neben den genannten 
Bestandteilen zusätzlich aus den deklarierten laufenden Überschüssen, 
dem deklarierten Schlussüberschussanteil und der deklarierten Mindest-
beteiligung an den Bewertungsreserven.  
 
Ein möglicherweise sinkender Wertansatz würde den Charakter einer 
Rückdeckungsversicherung nicht sachgerecht abbilden. Der bisherige 
Wortlaut des Entwurfs würde eine solche Interpretation aber nicht aus-
schließen. In den Zeitwert sollte auch zukünftig ausschließlich die bereits 
unwiderruflich zugeteilte Überschussbeteiligung einfließen. 
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Bewertungseinheiten (Tz. 77 des Entwurfs) 

 
In Tz. 77 des Entwurfs wird ausgeführt, dass eine zur Alterversorgungs-
verpflichtung korrespondierende Aktivposition, die nicht den Anforderun-
gen an Deckungsvermögen entspricht, unter den Voraussetzungen des 
§ 254 HGB mit der Verpflichtung zu einer Bewertungseinheit zusammen-
gefasst werden kann. 
 
Strittig ist in diesem Zusammenhang, ob auch das Deckungsvermögen 
handelsrechtlich als Bewertungseinheit mit den entsprechenden Konse-
quenzen angesehen werden kann. Durch das Vorliegen einer Bewer-
tungseinheit werden gemäß § 254 HGB verschiedene handelsrechtliche 
Bestimmungen, wie beispielsweise das Prinzip der Einzelbewertung oder 
das Anschaffungskostenprinzip, ausgesetzt. Eine ähnliche Wirkung hat 
die Saldierung, die gemäß § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB zwischen Altersver-
sorgungsverpflichtung und den korrespondierenden, zum Zeitwert bewer-
teten Vermögensgegenständen vorgenommen wird. Die Interpretation des 
Deckungsvermögens als Bewertungseinheit besonderer Art scheint aus 
dieser Argumentation heraus begründet. 
 
Diese Frage hätte auch Auswirkungen auf die steuerrechtliche Betrach-
tung: Wenn tatsächlich in diesen Fällen eine Bewertungseinheit ange-
nommen wird, hätte dies gemäß § 5 Abs. 1a Satz 2 EStG zur Folge, dass 
die handelsrechtlichen Wertansätze maßgebend sind und damit für die 
Pensionsrückstellung die steuerliche Bewertungsgrenze des § 6a EStG 
nicht gilt. Wir bitten um ausdrückliche Klarstellung, ob diese Ansicht geteilt 
wird. 
 
 
 
 
Berlin, den 21.05.2010 


